
Klagegründe und wesentliche Argumente

Nach dem spanischen Recht können Gesellschaften, die einen
hohen Anteil am Kapital einer Tochtergesellschaft halten, 100 %
der von dieser erhaltenen Bruttodividende von ihren steuer-
pflichtigen Einkünften abziehen. Eine Muttergesellschaft mit Sitz
in Spanien, die unter diese Regelung fallen will, muss am Kapital
der gebietsansässigen Tochtergesellschaft über einen ununterbro-
chenen Zeitraum von mindestens einem Jahr einen Anteil von
mindestens 5 % gehalten haben. Dividenden, die die Vorausset-
zungen für die Anwendung dieser Regelung erfüllen, sind von
der Quellensteuer befreit.

Will eine in Spanien nicht gebietsansässige Muttergesellschaft in
den Genuss der Befreiung kommen, muss sie einen Anteil von
20 % besitzen; ab 1. Januar 2007 verringert sich dieser vorge-
schriebene Anteil auf 15 % und ab 1. Januar 2009 auf 10 %. Im
Gegensatz zu Muttergesellschaften mit Sitz in Spanien müssen
Muttergesellschaften aus anderen EG-Mitgliedstaaten und aus
den Mitgliedstaaten des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum, die eine Kapitalbeteiligung in Höhe von min-
destens 5 %, jedoch unterhalb der genannten Schwellenwerte
halten, auf die von der Tochtergesellschaft ausgeschütteten
Dividenden Steuern zahlen.

Nach Ansicht der Kommission stellt die vom spanischen Recht
vorgesehene Ungleichbehandlung, nach der gebietsfremde Mut-
tergesellschaften eine höhere Kapitalbeteiligung als gebietsansäs-
sige Muttergesellschaften haben müssen, um unter die Steuerbe-
freiung für von in Spanien ansässigen Tochtergesellschaften aus-
geschüttete Dividenden zu fallen, eine Diskriminierung dar, die
gegen Art. 56 EG und Art. 40 EWR-Abkommen verstößt. Diese
zusätzliche steuerliche Belastung, die auf Muttergesellschaften in
den übrigen Mitgliedstaaten und in denen des EWR ruhe, sei
durch nichts gerechtfertigt.

Klage, eingereicht am 14. November 2008 — Kommission
der Europäischen Gemeinschaften/Französische Republik

(Rechtssache C-492/08)

(2009/C 19/30)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: M. Afonso)

Beklagte: Französische Republik

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass die Französische Republik dadurch gegen
ihre Verpflichtungen aus den Art. 96 und 98 Abs. 2 der
Mehrwertsteuerrichtlinie (1) verstoßen hat, dass sie einen
ermäßigten Mehrwertsteuersatz auf Anwaltsleistungen, die
von den „avocats“, den „avocats au Conseil d'État et à la

Cour de Cassation“ und den „avoués“ erbracht werden, anw-
endet, für die diese vollständig oder teilweise durch den Staat
im Rahmen der Prozesskostenhilfe entschädigt worden sind;

— der Französischen Republik die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kommission rügt, dass die Beklagte einen ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz auf Anwaltsleistungen anwende, die im Rahmen
der Prozesskostenhilfe von den „avocats“, den „avocats au Con-
seil d'État et à la Cour de Cassation“ und den „avoués“ erbracht
würden, weil diese Leistungen in keine der in Anhang III der
Richtlinie 2006/112/EG angeführten Kategorien fielen.

Gegen die drei Hauptargumente der Beklagten macht die Kom-
mission zunächst geltend, dass die Rechtsweggarantie kein
Grund sein könne, um vom Normalsatz der Mehrwertsteuer bei
Anwaltsdienstleistungen abzuweichen, da diese Garantie stärker
mit dem Umfang der vom Staat gewährten Hilfe zusammen-
hänge als mit dem gemeinschaftsweit einheitlich festgelegten
Mehrwertsteuersatz.

Des Weiteren reiche der soziale Charakter der betreffenden
Tätigkeiten nicht aus, um sie unter die anderen in Anhang III
genannten Dienstleistungskategorien zu subsumieren, bei denen
eine Ermäßigung des Steuersatzes im Vergleich zum geltenden
Normalsatz erlaubt sei. Nach ständiger Rechtsprechung des
Gerichtshofs sei nämlich eine enge Auslegung der Art dieser
Dienstleistungen erforderlich, um den abschließenden Charakter
dieses Anhangs zu wahren.

Schließlich weist die Kommission darauf hin, dass sowohl die
Art. 96 und 98 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie als auch ihr
Anhang III nicht das Ziel verfolgten, Wettbewerbsverzerrungen
zwischen Wirtschaftsteilnehmern zu verhindern, die dieselben
Waren und Dienstleistungen anböten, sondern vielmehr das Ziel,
eine schrittweise Angleichung der Rechtsordnungen der Mit-
gliedstaaten zu erreichen, indem die geltenden Mehrwertsteuer-
sätze einander angenähert und jene Tätigkeiten einschränkt wür-
den, für die ermäßigte Steuersätze gelten könnten.

(1) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1).

Vorabentscheidungsersuchen des Vestre Landsret
(Dänemark), eingereicht am 19. November 2008 —

Ingeniørforeningen i Danmark, handelnd für Ole Andersen/
Region Syddanmark

(Rechtssache C-499/08)

(2009/C 19/31)

Verfahrenssprache: Dänisch

Vorlegendes Gericht

Vestre Landsret
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Ingeniørforeningen i Danmark, handelnd für Ole Ander-
sen

Beklagter: Region Syddanmark

Vorlagefrage

Ist das Verbot einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminie-
rung wegen des Alters in den Art. 2 und 6 der Richtlinie
2000/78/EG (1) des Rates so auszulegen, dass es einen Mitglied-
staat daran hindert, einen Rechtszustand beizubehalten, der
beinhaltet, dass ein Arbeitgeber bei der Kündigung des Dienst-
verhältnisses eines Angestellten, der 12, 15 oder 18 Jahre lang
ununterbrochen im selben Betrieb beschäftigt war, im Fall der
Entlassung eine Abfindung in Höhe von einem, zwei oder drei
Monatsgehältern zahlen muss, diese Abfindung aber nicht zu
zahlen ist, wenn der Angestellte bei seiner Entlassung die Mög-
lichkeit hat, eine Altersrente aus einem Rentensystem zu bezie-
hen, zu dem der Arbeitgeber Beiträge geleistet hat?

(1) ABl. L 303, S. 16.

Rechtsmittel, eingelegt am 20. November 2008 von
Município de Gondomar gegen das Urteil des Gerichts
erster Instanz (Vierte Kammer) vom 10. September 2008
in der Rechtssache T-324/06, Município de Gondomar/

Kommission

(Rechtssache C-501/08 P)

(2009/C 19/32)

Verfahrenssprache: Portugiesisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Município de Gondomar (Prozessbevollmäch-
tigte: Rechtsanwälte J. L. da Cruz Vilaça und L. Pinto Monteiro)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Anträge

Der Rechtsmittelführer beantragt,

— den Beschluss des Gerichts erster Instanz aufzuheben und
die Klage gegen die Entscheidung C (2006) 3782 der Kom-
mission vom 16. August 2006 über die Streichung des aus
dem Kohäsionsfonds gewährten Zuschusses für zulässig zu
erklären;

— hilfsweise, den Beschluss des Gerichts erster Instanz aufzuhe-
ben und die Rechtssache zur Entscheidung an das Gericht
zurückzuverweisen;

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften gemäß
Art. 69 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs die gesam-

ten Kosten einschließlich der Kosten des Klägers aufzuerlegen
oder, hilfsweise, die Entscheidung über die Kosten dem End-
urteil oder dem Beschluss, der das Verfahren beendet, vorzu-
behalten.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

1. RECHTSFEHLERHAFTE BEURTEILUNG DES ERFORDERNISSES DER
UNMITTELBAREN BETROFFENHEIT UND BEGRÜNDUNGS-
MANGEL

Das Município de Gondomar ist der Ansicht, dass das portugie-
sische Recht Besonderheiten aufweise, die zu einem anderen Ver-
ständnis führen müssten als demjenigen, zu dem das Gericht
erster Instanz in dem Unzulässigkeitsbeschluss in der Rechtssa-
che T-324/06 gelangt sei, der rechtsfehlerhaft sei.

Aus den portugiesischen Rechtsvorschriften, insbesondere den
Art. 18 und 20 der Verordnung zur Anwendung des Kohäsions-
fonds in Portugal, die durch den einzigen Artikel des Decreto-
Lei Nr. 191/2000 vom 16. August 2000 gebilligt worden sei,
ergebe sich nämlich, dass die Portugiesische Republik in Bezug
auf die Entscheidung darüber, ob die dem Município de Gondo-
mar, als für die Durchführung des Projekts verantwortlicher
Stelle, vom Kohäsionsfonds gewährten Zuschüsse beizubehalten
seien oder nicht, über keinerlei Ermessen verfüge; die Entschei-
dung der Kommission über die Streichung der finanziellen Betei-
ligung des Kohäsionsfonds entfalte also automatisch entspre-
chende Wirkungen, da es nach den vorstehend genannten Vor-
schriften nicht möglich sei, die durchführenden Stellen von der
Verpflichtung zur Rückzahlung der zu Unrecht gezahlten
Beträge zu befreien.

Das Gericht erster Instanz habe sich in dem Unzulässigkeitsbe-
schluss in der Rechtssache T-324/06 zu diesem Punkt nicht
geäußert und, da es sich dabei um einen wesentlichen Gesichts-
punkt für die Bestimmung der Zulässigkeit der Klage handle,
einen Rechtsfehler begangen, der sich unmittelbar auf die Aus-
übung der Verfahrensrechte des Rechtsmittelführers nach
Art. 230 EG auswirke.

Dass dieser Punkt nicht behandelt worden sei, führe ferner dazu,
dass es an einer Begründung fehle oder dass diese nicht hinrei-
chend sei. Nach der Gemeinschaftsrechtslehre und -rechtspre-
chung bestehe nämlich eine allgemeine Pflicht der Verwaltungs-
organe und der Gerichte, ihre Entscheidungen zu begründen,
um dem Gerichtshof die Aufgabe der gerichtlichen Überprüfung
zu erleichtern.

Dass das Gericht erster Instanz sich zu den Besonderheiten der
portugiesischen Rechtsordnung nicht geäußert habe, stelle einen
Begründungsmangel dar, der die Interessen des Rechtsmittelfüh-
rers ernsthaft beeinträchtige.

2. VERSTOSS GEGEN DEN GRUNDSATZ DES EFFEKTIVEN RECHTS-
SCHUTZES

Das Município de Gondomar sieht ferner sein Recht auf effekti-
ven Rechtsschutz gefährdet, da ihm auf innerstaatlicher Ebene
kein Rechtsbehelf zur Verfügung stehe, um gegen die Forderung
der Rückzahlung der finanziellen Zuschüsse des Kohäsionsfonds
vorzugehen; die Maßnahme, mit der die Entscheidung der Kom-
mission über die Streichung des finanziellen Zuschusses des
Kohäsionsfonds mitgeteilt worden sei, sei nämlich auf inner-
staatlicher Ebene nicht anfechtbar.
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